
Die Untersuchungen der Inspektionsgruppe konzentrier­
ten sich vornehmlich auf Berlin, weil — und das war 
eine weitere Aufgabenstellung — dem Stadtgericht von 
Groß-Berlin am konkreten Beispiel gezeigt werden 
sollte, wie man sich einen Überblick über die Recht­
sprechung eines bestimmten Wirtschaftszweiges ver­
schaffen und wie man die Spezifik der Tätigkeit der 
Rechtspflegeorgane mit dem gesamtgesellschaftlichen 
Kampf gegen die Kriminalität verbinden kann. 
Inspektionsgruppe und 2. Strafsenat haben zunächst, aus­
gehend von einer Reihe besonders auffälliger Verfah­
ren, die typischen Erscheinungsformen der Kriminalität 
und anderer Rechtsverletzungen analysiert und sie auf 
stets wiederkehrende Ausgangspunkte zurückgeführt. 
So wurde immer wieder festgestellt, daß die bewußt­
seinsmäßige Haltung des Täters, die Motive und der 
Entschluß zum Straffälligwerden maßgeblich durch eine 
Reihe von elementaren Mängeln in der Leitungstätig­
keit beeinflußt und ausgelöst wurden. Es kam deshalb 
vor allem darauf an, die erzieherischen Potenzen der 
sozialistischen Gesellschaft zur ideologischen Um­
erziehung der Rechtsverletzer zu nutzen und zielge­
richtete Maßnahmen der wirtschaftsleitenden Organe 
zu veranlassen, um die begünstigenden Bedingungen 
für Straftaten im Bauwesen zu beseitigen, vorbeugend 
zu wirken und dadurch der Kriminalität den Boden zu 
entziehen.
Zu diesem Zweck sind unmittelbar auf den Baustellen 
eine Reihe von Aussprachen mit Arbeitern und leiten­
den Funktionären geführt worden. Dadurch war es 
möglich, das Vertrauensverhältnis der Bauarbeiter zu 
den Rechtspflegeorganen und zum sozialistischen Staat 
überhaupt zu stärken und ihre Initiative zur kriminali­
tätsvorbeugenden Tätigkeit zu wecken und zu fördern.

Die Aussprachen mit Arbeitern und verantwortlichen 
Betriebsfunktionären förderten zahlreiche Gesetzesver­
letzungen zutage, die verdeutlichen, daß die Rolle des 
Rechts als gestaltende und mobilisierende Kraft bei der 
planmäßigen Entwicklung der Produktionskräfte und 
bei der Festigung der sozialistischen Produktionsver­
hältnisse nicht immer richtig erkannt wird.
Am Schluß der Untersuchungen in Berlin fand auf An­
regung der Inspektionsgruppe unter Leitung des Direk­
tors des Stadtbauamtes eine Beratung mit führenden 
Vertretern aller Berliner Bau- und Bautransportbe­
triebe, des VEB Baustoffversorgung und des Zentralen 
Wachdienstes statt. Diese Beratung, in der die Unzu­
länglichkeiten in der Leitungstätigkeit im Bereich des 
Bauwesens offen kritisiert wurden, führte zu einer ver­
bindlichen Anweisung des Stadtbauamtes an alle Be­
triebsdirektoren, die konkrete Maßnahmen zur Be­
kämpfung von Rechtsverletzungen und zur Schaffung 
von Ordnung und Sicherheit im Bauwesen enthält.
Während es der Inspektionsgruppe vor allem darauf 
ankam, durch diesen operativen Einsatz den unteren 
Gerichten unmittelbar Hilfe und Anleitung zu geben 
und vorzudemonstrieren, wie die Organisierung des Zu­
sammenwirkens der Rechtspflegeorgane mit den Staats­
und Wirtschaftsorganen zur Zurückdrängung der Krimi­
nalität führen kann, konnte der 2. Strafsenat die Er­
fahrungen aus den Untersuchungen unmittelbar für 
seine Spruchpraxis nutzen. Ein solches Herangehen an 
die Lösung der Probleme sichert die Einleitung ziel­
gerichteter Maßnahmen weit mehr als die bisher 
übliche Praxis, die Rechtsprechung vorwiegend durch 
Rechtsmittelentscheidungen anzuleiten'.
Nachdem sich der 2. Strafsenat mit den Erscheinungen 
der Kriminalität auf dem Gebiet des Bauwesens und 
den hierbei auf tauchenden Problemen vertraut gemacht 
hatte, griff er das Verfahren 2 Ust 23 63 (NJ 1964
S. 183 IT.), das zunächst die Problematik nicht offen er­

kennen ließ und bei weniger Sachkenntnis u. U. sogar 
zur Berufungsverwerfung geeignet gewesen wäre, be­
wußt auf, um an diesem Fall slrafiatenbegünstigende 
Bedingungen, wie sie z. T. heute noch im Bautvesen 
existieren, darzulegen*.
Auch den in Vorbereitung der 1. Plenartagung des 
Obersten Gerichts praktizierten Methoden liegt das Be­
streben zugrunde, eine wissenschaftlich fundierte Lei­
tungstätigkeit zu entwickeln. Der gemeinsame Unter­
suchungsbericht der Inspektionsgruppe und des 2. Straf­
senats wurde zunächst kritisch durch das Kollegium 
für Strafsachen eingeschätzt. Sodann befaßte sich das 
Präsidium des Obersten Gerichts sehr eingehend mit 
den Ergebnissen, zog dazu Vertreter der zentralen wirt­
schaftsleitenden Organe und gesellschaftlicher Organi­
sationen hinzu und legte die weiteren Maßnahmen 
fest. Dazu gehörte vor allem die rechtzeitige Übermitt­
lung der Arbeitsergebnisse an die Bezirksgerichte, um 
eine stärkere Einbeziehung der Direktoren der Be­
zirksgerichte als Mitglieder des Plenums des Obersten 
Gerichts zu gewährleisten und ihnen zugleich konstruk­
tives Verallgemeinerungsmaterial zu geben.
Die Beteiligung von Vertretern der zentralen wirt­
schaftsleitenden Organe und der Gewerkschaft an der 
Plenartagung des Obersten Gerichts dient dem Ziel, die 
spezifischen Untersuchungsergebnisse der Rechtspflege 
in deren Tätigkeit mit einfließen zu lassen, um dadurch 
die Gesetzlichkeit auf dem Gebiet des Bauwesens zu 
festigen und die Kriminalität zurückzudrängen. Das 
entspricht der Konzeption, zentrale Tagungen der 
Rechtspflegeorgane mehr als bisher als Forum zur Be­
ratung der durchzuführenden Aufgaben, zur. Behand­
lung wichtiger Probleme und zum Austausch von Er­
fahrungen zu nutzen.
Kritisch ist festzustellen, daß vor allem die Inspek­
tionsgruppe bei den Untersuchungen Gefahr lief, sich 
zu sehr auf die Wirksamkeit der gerichtlichen Tätigkeit 
nach außen und auf die Organisierung zielgerichteter 
Maßnahmen seitens der wirtschaftsleitenden Organe zu 
konzentrieren. Dabei wurde außer acht gelassen, daß es 
ein entscheidendes Kriterium der Wissenschaftlichkeit 
und Qualität der Leitung ist, daß die Gerichte exakte, 
dem objektiven Geschehen entsprechende und den sub­
jektiven Besonderheiten Rechnung tragende, richtige, 
differenzierte und überzeugende Entscheidungen treffen. 
Die ursprüngliche Fassung des Berichts enthielt deshalb 
keine sorgfältige Einschätzung der Strafpraxis der Ge­
richte bei Angriffen gegen das Bauwesen. Diesen 
Mangel hat das Präsidium des Obersten Gerichts bei 
der Beratung des Berichts gerügt. Der Bericht ist dar­
aufhin vor dem Plenum entsprechend ergänzt worden. 
Für die künftige Arbeit ergibt sich daraus die wichtige 
Schlußfolgerung, daß eine hohe gesellschaftliche Wirk­
samkeit der Tätigkeit der Gerichte nur dann erreicht 
werden kann, wenn sie auf einer der Gesetzlichkeit ent­
sprechenden, überzeugenden und gerechten Entschei­
dung beruht. Dieser Seite muß bei künftigen analyti­
schen Untersuchungen wesentlich mehr Aufmerksam­
keit gewidmet werden.
Alles in allem ist dieser erste Versuch des Obersten 
Gerichts, den Gerichten bei der Bekämpfung der Krimi­
nalität und anderer Gesetzesverletzungen in dem volks­
wirtschaftlich wichtigen Bereich des Bauwesens eine 
einheitliche Anleitung zu geben und zugleich die justi­
zielle Enge früherer Untersuchungen und Plenartagun­
gen zu überwinden, trotz einer Reihe von Mängeln und 
Schwächen ein wesentlicher Schritt bei der Verwirk­
lichung des Rechtspflegeerlasses des Staatsrates.

* Über die in diesem Verfahren angewendeten Methoden haben 
Etzold und Wittenbeck in NJ 1964 S. 162 ff. ausführlich infor­
miert. — D. Red.
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